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IV.
Die Teilnahme der Werktätigen an der Rechtsprechung 

und die Erhöhung ihrer Wirksamkeit
A. Die Schöffen

1. Die Tätigkeit der vom Volk gewählten Schöffen 
als gleichberechtigte Richter im Gerichtsverfah­
ren ist eine bewährte Form der unmittelbaren 
Teilnahme der Werktätigen an der Rechtspre­
chung in der Deutschen Demokratischen Republik. 
Die Schöffen haben bei der Vervollkommnung der 
Rechtsprechung verantwortungsvolle Aufgaben zu 
erfüllen.
Sie tragen insbesondere dazu bei,
— die Rechtsprechung enger mit der gesellschaft­

lichen Entwicklung zu verbinden;
— den Berufsrichtern zu helfen, die erforder­

lichen Schlußfolgerungen für ihre Tätigkeit 
aus der politischen, ökonomischen und, gesell­
schaftlichen Entwicklung, besonders in den Be­
reichen der Volkswirtschaft, zu ziehen und so 
sachkundiger zu arbeiten;

— die gesellschaftliche Wirksamkeit der Recht­
sprechung zu erhöhen; • •

— den Kampf gegen Rechtsverletzungen, beson­
ders die Verbrechen und Vergehen, zu ver­
stärken und zur Überwindung ihrer Ursachen 
die Werktätigen zu mobilisieren;

— das sozialistische Staats- und Rechtsbewußt­
sein der Bürger zu entwickeln und ihre Kennt­
nisse über die Gesetze des Arbeiter-und- 
Bauern-Staates zu erweitern.

2. Die Schöffen erfüllen diese Aufgaben, indem sie 
besonders
— im Gerichtsverfahren aktiv an der Erforschung 

der Wahrheit und an der Würdigung und Ein­
schätzung der Tatsachen teilnehmen;

— entsprechend ihrer in der Gerichtsverhand­
lung gewonnenen Überzeugung und ihren 
Arbeits- und Lebenserfahrungen aktiv an der 
Urteilsfindung mitwirken;

— ihre Rechtskenntnisse ständig erweitern;
— in den Betrieben und Wohngebieten an der 

öffentlichen Auswertung von Gerichtsverfah­
ren teilnehmen;

— in ihrem Wirkungskreis die kollektive Erzie­
hung von Rechtsverletzern und die Wiederein­
gliederung entlassener Strafgefangener in das 
gesellschaftliche Leben unterstützen;

— die Tätigkeit der Konflikt- und Schiedskom­
missionen unterstützen.

3. Zur Erhöhung der Wirksamkeit der Tätigkeit der 
Gerichte bei der Lösung der Aufgaben des umfas­
senden sozialistischen Aufbaus ist stärker zu be­
rücksichtigen, daß besonders solche Bürger als 
Schöffen gewonnen werden, die dem Arbeiter- 
und-Bauern-Staat treu ergeben sind und über 
gründliche Kenntnisse in den jeweiligen Haupt­
bereichen des gesellschaftlichen Lebens, besonders 
der Volkswirtschaft, im Bezirk oder Kreis ver­
fügen.

B. Die Öffentlichkeit der gerichtlichen Hanptverhand-
lung
L Die Teilnahme der Bevölkerung an gerichtlichen 

Verhandlungen trägt dazu bei, das Staats- und 
Rechtsbewußtsein der Werkätigen zu entwickeln.

ihre Verbundenheit zu den Organen ihres sozia­
listischen Staates zu festigen, die erzieherische 
Wirkung der Hauptverhandlung zu erhöhen und 
die Kraft der Öffentlichkeit auf die Überwindung 
von Gesetzesverletzungen zu lenken.

2. Die Gerichte haben deshalb besonders
— bei allen geeigneten Verfahren, insbesondere 

bei Strafverfahren, den betreffenden Gewerk­
schaftsleitungen, Leitungen der Freien Deut­
schen Jugend, Betriebsleitungen, Ausschüssen 
der Nationalen Front und anderen Organen, 
Einrichtungen und Kollektiven, die von der 
Angelegenheit berührt werden, rechtzeitig 
Nachricht über die stattfindende Verhandlung 
und konkrete Hinweise zu geben, welche Be­
deutung ihre Teilnahme am Gerichtsverfahren 
für dessen Auswertung in ihrer Arbeit hat;

— geeignete Verhandlungen unmittelbar in so­
zialistischen Betrieben, Genossenschaften und 
Einrichtungen sowie zu einer Tageszeit durch­
zuführen, die es den Werktätigen ermöglicht, 
daran teilzunehmen.

3. Zur umfassenden Aufklärung der Tat, ihrer Ur­
sachen und der sie begünstigenden Bedingungen 
und der Persönlichkeit des Angeklagten soll das 
Gericht aus dessen Arbeits- oder Lebensbereich 
Vertreter von sozialistischen Brigaden, Hausge­
meinschaften oder anderen Kollektiven der 
Werktätigen zur Teilnahme an der Hauptverhand­
lung laden. Vertreter der Kollektive der Werk­
tätigen sind bereits im Ermittlungsverfahren zu 
hören.

4. Der Vertreter des Kollektivs hat in der Haupt­
verhandlung die Auffassung seines Kollektivs zur 
Tat, über ihre Ursachen und begünstigenden Be­
dingungen und zur Persönlichkeit des Angeklag­
ten darzulegen. Für die Aussagen des Vertreters 
des Kollektivs gelten die Bestimmungen über die 
Vernehmung von Zeugen. Dem Vertreter des 
Kollektivs ist die ununterbrochene Anwesenheit 
in der Hauptverhandlung zu gestatten.

C. Der gesellschaftliche Ankläger und der gesellschaft­
liche Verteidiger
1. Volksvertreter, Vertreter der Ausschüsse der 

Nationalen Front, Vertreter der Gewerkschaften, 
der ehrenamtlichen Organe der Arbeiter- und 
Bauerninspektionen, Vertreter anderer gesell­
schaftlicher Organisationen sowie sozialistischer 
Kollektive der Werktätigen, die dazu von ihrem 
Organ oder Kollektiv beauftragt sind, können in 
einem Strafverfahren als gesellschaftlicher An­
kläger oder als gesellschaftlicher Verteidiger in 
der gerichtlichen Hauptverhandlung mitwirken. 
Über die Mitwirkung eines gesellschaftlichen An­
klägers oder gesellschaftlichen Verteidigers ent­
scheidet das Gericht durch Beschluß.

2. Vornehmste Aufgabe des gesellschaftlichen An­
klägers und des gesellschaftlichen Verteidigers ist 
es, die Meinung ihres Kollektivs über die Straf­
tat und den Täter darzulegen, dem Gericht bei der 
Erforschung der Wahrheit und der Findung einer 
gerechten Entscheidung zu helfen und bei der 
Mobilisierung der gesellschaftlichen Kräfte zur 
Verhütung weiterer Straftaten und der Erzie­
hung der Rechtsverletzer mitzuwirken.


